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EU hält Pipeline-Sabotage für wahrscheinlich – und droht den
Täternmit Sanktionen

Der Verdacht, dass Sabotage für die Lecks an den Nord Stream-Pipelines verantwortlich ist, wird im-
mer größer. Deutsche Politiker vermuten bereits, wer dahinter stecken könnte. Die EU hält eine Sabo-
tageaktion für die wahrscheinlichste Ursache – und kündigt die „schärfste mögliche Antwort“ an.

Brüssel. Die Europäische Union hält Sabotage als Ur-
sache für die Lecks an den Gas-Pipelines Nord Stream
1und2 fürwahrscheinlichundhatmitGegenmaßnah-
men gedroht. „Alle verfügbaren Informationen deu-
ten darauf hin, dass diese Lecks das Ergebnis ei-
ner vorsätzlichen Handlung sind“, erklärte der EU-
Außenbeauftragte Josep Borrell am Mittwoch im Na-
mender 27Mitgliedstaaten. Jede vorsätzliche Störung
der europäischen Energieinfrastruktur werde „mit ei-
ner robusten und gemeinsamen Reaktion beantwor-
tet werden“.

Auch EU-KommissionspräsidentinUrsula vonder Ley-
en hält Sabotage als Ursache für die Lecks an denGas-
PipelinesNordStream1und2 fürmöglichundhatden
möglichen Tätern mit härtesten Konsequenzen ge-
droht. „Jede vorsätzliche Störung der aktiven europäi-
schen Energieinfrastruktur ist inakzeptabel und wird
zu der schärfsten möglichen Antwort führen“, twitter-
te von der Leyen am späten Dienstagabend. Sie habe
mit der dänischen Ministerpräsidentin Mette Frederik-
sen über die „Sabotageaktion“ gesprochen. „Es ist von
größter Wichtigkeit, die Vorfälle jetzt zu untersuchen
und vollständige Klarheit über die Ereignisse und die
Gründe zu erhalten.“

Insgesamt drei Lecks waren - nach einem ersten
Druckabfall in der Nacht auf Montag - sowohl in einer
der Röhren vonNordStream2wie auch inbeidenRöh-
ren der Nord-Stream-1-Pipeline entdeckt worden. Be-
reits am Dienstag war in Polen, Schweden, Dänemark
und Russland ein Anschlag auf die europäische Gas-
infrastruktur als Ursache für die als beispiellos gelten-
den Schäden an beiden Pipelines als für denkbar ge-
halten worden. Auch aus Sicht deutscher Sicherheits-
kreise sprach vieles für Sabotage. Sollte es sich um
einen Anschlag handeln, würde angesichts des Auf-
wandsnur ein staatlicherAkteur infragekommen,hieß
es. Zwarwird derzeit durch keine der Pipelines Gas ge-
liefert, der Gaspreis stieg angesichts der Verunsiche-

rung aber.

Schweden: „Es ist wahrscheinlich eine Frage der
Sabotage“

Die schwedische Ministerpräsidentin Magdalena An-
dersson hatte am Dienstagabend gesagt, die Informa-
tionslage sei noch alles andere als vollständig, aber
zwei Explosionen seien identifiziert worden, die drei
Lecks verursacht hätten. Basierend auf schwedischen
und dänischen Informationen komme man zu dem
Schluss, dass es sich vermutlich um eine absichtliche
Tat handle. „Es ist also wahrscheinlich eine Frage der
Sabotage“, sagte sie.

Bei Nord-Stream-Lecks spricht vieles für einen
Anschlag – was wir bislang wissen

Ähnlich äußerte sich die dänische Regierung. Die Be-
hörden seien zu der eindeutigen Bewertung gekom-
men, dass es sich um absichtliche Taten handle und
nicht um ein Unglück, sagte Ministerpräsidentin Fre-
deriksen am Abend. Innerhalb kurzer Zeit seien meh-
rere Explosionen beobachtet worden. Es gebe noch
keine Informationen dazu, wer dahinterstecke. Zu den
Vorfällen sei es in internationalen Gewässern in den
Ausschließlichen Wirtschaftszonen Dänemarks und
Schwedens vor der Ostsee-Insel Bornholm gekom-
men.

LettlandsAußenminister EdgarsRinkevicshatdie „vor-
sätzlichen Angriffe“ auf die Gasleitungen Nord Stream
1 und Nord Stream 2 verurteilt. „Die Sabotage an den
Pipelines Nordstream I und II muss als schwerwie-
gendster Sicherheits- und Umweltvorfall in der Ost-
see eingestuft werden“, twitterte er in der Nacht zum
Mittwoch. „Es scheint, dass wir in eine neue Phase
des hybriden Krieges eintreten.“ Lettland steht nach
Angaben von Rinkevics solidarisch an der Seite Dä-
nemarks und sei bereit, die Ermittlungen auf jede er-
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denklicheWeise zu unterstützen. „DieNato unddie EU
sollten dies ernst nehmen und entsprechend reagie-
ren“, schrieb er nach einem Telefonat mit seinem dä-
nischen Amtskollegen Jeppe Kofod zu den Ermittlun-
gen.

Nord-Stream-Betreiber hält Unfall für höchst un-
wahrscheinlich

In Moskau wollte die Regierung einem Sprecher zu-
folge keine Variante ausschließen. Der Betreiber von
Nord Stream 2 war skeptisch: Die Leitungen seien so
verlegt, dass eine gleichzeitige Beschädigung mehre-
rer Leitungenetwadurch einen einzelnenSchiffsunfall
höchst unwahrscheinlich ist.

Experte fürmaritime Sicherheit geht von Sabota-
ge an Nord Stream-Pipelines aus

Der CDU-Verteidigungsexperte Roderich Kiesewetter
geht derweil davon aus, dass die Leckagen auf einen
Sabotageakt Russlands zurückzuführen seien. „Nach
allem, was wir wissen, kann es sich bei den Lecks
in den Pipelines Nord Stream I und II fast nur um
einen gezielten staatlich veranlassten Sabotageakt
handeln“, sagte Kiesewetter demRedaktionsnetzwerk
Deutschland (RND/Mittwoch). Aus sicherheitspoliti-
scher Perspektive diene ein solcher Sabotageakt der
Abschreckung und Bedrohung. „Es ist deshalb wahr-
scheinlich, dass Russland auf dieseWeise versucht, ei-
nerseits Verunsicherung in der europäischen Bevölke-
rung zu schüren und anderseits auf staatlicher Ebene
einweiteresMal aufdieBedrohungsmöglichkeit durch
den Angriff auf kritische Infrastruktur hinweist.“

Dänische Regierung geht bei Nord-Stream-Lecks
von vorsätzlicher Tat aus

Dass die Nord-Stream Pipelines als Werkzeug und En-
ergie als Waffe gegen Deutschland eingesetzt würden,
habe Russland bereits in der Vergangenheit gezeigt,
sagte der CDU-Politiker. „Deshalb würde ein solcher
Sabotageakt auch zu der von Staatsterrorismus ge-
prägtenundhybriden Vorgehensweise Russlandspas-
sen.“

Strack-Zimmermann: Anschläge werden wahr-
scheinlicher, je länger der Ukraine-Krieg andau-
ert

Auch die Vorsitzende des Verteidigungsausschusses
des Bundestages, die FDP-Politikerin Marie-Agnes
Strack-Zimmermann, vermutet Russland hinter dem
möglichen Sabotageakt. „Je länger und brutaler der
russischeÜberfall auf dieUkraine andauert, desto grö-
ßer ist auch die Gefahr, dass es zu solch enthemmten
Anschlägen kommt“, sagte Strack-Zimmermann dem
RND. „Nicht ausgeschlossen ist, dass sie von Russland
gelenkt werden, um unsere Märkte zu erschüttern.“

Lecks in Nord-Stream-Pipelines – Seismologen
messen starke Unterwasserexplosionen amMon-
tag

Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck hatte sich
am Dienstag zurückhaltend zur Ursache der Lecks
geäußert. Eine Spekulation darüber verbiete sich so
lange, wie die Aufklärung nicht erfolgt sei, sagte der
Grünen-Politiker. Auf die Frage, wie besorgt er gene-
rell sei über Attacken auf das Energienetz, sagte Ha-
beck: „Wir sind natürlich in einer Situation in Europa
und auch in Deutschland, wo kritische Infrastruktur -
und die Energieversorgung darf man dazu insgesamt
zählen - potenzielle Ziele sind.“ Natürlich sei die kriti-
sche Infrastruktur ein potenzielles Ziel, „aber das wis-
sen wir nicht erst seit gestern, sondern das ist Grund-
lage der Arbeit seit Monaten gewesen“.

Deutsche und dänische Behörden wiesen darauf hin,
dass die Vorfälle keine Auswirkung auf die Gasversor-
gung hätten, da die Leitungen zuletzt nicht für den
Gasimport benutzt worden seien. Während über Nord
Stream 1 bis vor einigen Wochen noch Gas aus Russ-
land nach Deutschland geflossen war - wenn auch
mit gedrosselter Kapazität - war die Genehmigung für
Nord Stream 2 kurz vor dem russischen Angriff auf die
Ukraine von der Bundesregierung auf Eis gelegt wor-
den. Danachhatte siewegendesKrieges eineNutzung
ausgeschlossen.
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Blackouts in der AKW-Debatte: Wie viel kostet Atomenergie
wirklich?

Eine Laufzeitverlängerung der deutschen AKW soll den Zugang zu kostengünstiger Energie verbes-
sern. Unser Autor meint: Die wahren Kosten werden nicht genannt.
In der Schweiz, nahe der deutschen Grenze zu Baden-
Württemberg , soll ein Tiefenlager für sämtliche radio-
aktiven Abfälle gebaut werden, die im Land erzeugt
wurden. So hat es die Nationale Genossenschaft für
die Lagerung radioaktiver Abfälle (Nagra) Mitte Sep-
tember 2022 bekannt gegeben. Bis das Lager gebaut
sein wird, werden noch Jahrzehnte vergehen. Läuft al-
les nach Plan, soll die Einlagerung in Nördlich Lägern
im Jahr 2050 beginnen; über 80 Jahre, nachdem das
erste Atomkraftwerk (AKW) in der Schweiz Strom er-
zeugt hat. ImJahr 2125 (!) soll es verschlossenwerden.
Für 100.000 Jahre soll das Tiefenlager dann, so sieht
es der Plan vor, den strahlenden Atomabfall so sicher
wie nur möglich vor den Menschen und der Umwelt
abschirmen.

Ortswechsel: In der Nacht zum 04. März 2022 ist in
der Ukraine im Atomkraftwerk in Saporischschja nach
Kampfhandlungen erstmals ein Feuer in einem Ge-
bäude für Ausbildungszwecke ausgebrochen. Seither
ist das AKW, das mit einem russischen Druckwasser-
reaktor ausgestattet und Europas größtes AKW ist,
zum strategischen Kampfplatz im Angriffskrieg Russ-
lands gegen die Ukraine geworden. Die russische und
die ukrainische Regierung beschuldigen sich gegen-
seitig, das AKW und die umliegende Infrastruktur an-
gegriffen zu haben. Die Internationale Atomenergie-
Organisation (IAEO) warnte Anfang September davor,
dass sich das Risiko einer Nuklearkatastrophe „signifi-
kant erhöht“ hat.

Haben beide Ereignisse etwas mit der Debatte in
Deutschland über den Streckbetrieb, die Einsatzreser-
ve oder die Laufzeitverlängerung von AKW zu tun? Auf
den ersten Blick nicht. Die Debatte ist vor allem da-
von geprägt, dass vieles ungesagt bleibt ( wie in dem
Beitrag vonUlrichWaas, Berliner Zeitung vom13. Sep-
tember 2022, Seite 14 ). Das hat System: Die jahrzehn-
telange und unerledigte Entsorgung des Mülls wird
von der Atomlobby ebenso wenig thematisiert wie
der Zusammenhang zwischen der vermeintlich zivilen
und der militärischen Nutzung der Atomenergie ( an-
ders Ute Rippel-Lau von den Internationalen Ärzt:in-

nen für die Verhütung des Atomkrieges in der Berliner
Zeitung vom 21. September 2022, Seite 19

Dagegen waren es doch fundierte Argumente, unvor-
hergesehene Katastrophen und immer wieder Zwi-
schenfälle wie Leckagen, Brände oder Kurzschlüs-
se, die den Ausstieg aus der Atomkraft begründeten
und nahelegten. Begleitet wurde dies stets von gro-
ßem, gesellschaftlichem Engagement der Anti-Atom-
Bewegung, die auf die Probleme und Gefahren im-
mer wieder hingewiesen hat. Der Alterungsprozess
von AKW schreitet weltweit voran und liegt im Durch-
schnitt bei über 30, in den USA sogar bei über 40 Jah-
ren. Die Reaktoren der drei letzten Atomkraftwerke in
Deutschland, um die es geht, sind betagte 34 Jahre
alt. Die letzten Sicherheitsüberprüfungen fanden dort
2009 statt. Zusammen genommen gab es in den drei
verbleibenden Reaktoren 407 meldepflichtige Ereig-
nisse.

Die wahren Kosten der Atomenergie werden ver-
schwiegen

Letztlich besteht das Prädikat der Sicherheit nur so
lange, wie kein Unfall eintritt. Frei von der Gefahr ei-
nes Super-GAUswerden AKWnie sein. Ob die Reaktor-
katastrophe durch Baumängel und Bedienungsfehler
(Tschernobyl 1986), einem heftigen Erdbeben und in
der Folge eines riesigen Tsunamis (Fukushima 2011)
oder durch Kriegshandlungen und Terrorismus verur-
sacht wird (so die Gefahr am AKW Saporischschja);
die Ereignisse haben eines gemeinsam: Sie machen
uns die Unbeherrschbarkeit der Hochrisikotechnolo-
gie deutlich.

Zwar weisen die IAEO oder Sicherheitskommissionen
darauf hin, dass solche Anlagen weder Ziel einer Dro-
hung noch Ziel der Anwendung militärischer Gewalt
werden dürfen. Wir erleben aber gerade, dass sol-
che Warnungen im Kriegsfall null und nichtig sind.
Auch von obertägigen Zwischenlagern für hochradio-
aktive Abfälle gehen vor diesem Hintergrund Risiken
aus. Vorhaben für Tiefenlager in Finnland (Onkalo),
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Schweden (Östhammar), Frankreich (Bure) oder in
der Schweiz (Nördlich Lägern) werden als Modellvor-
haben angeführt. Sie sollen zeigen, dass die Entsor-
gungsfrage im Prinzip lösbar ist. Der Atommüll wird
aber auch in diesen Ländern noch viele Jahrzehnte
obertägig zwischengelagert werden.

Auch die Kosten werden im Zeitverlauf erheblich stei-
gen – sie sind ebenfalls unberechenbar. Der Rückbau
der AKW in Rheinsberg und Greifswald (Lubmin) sollte
2015 noch 4,2 Milliarden Euro kosten, danach wurden
vom Rückbaubetreiber, den bundeseigenen Energie-
werken Nord (EWN), 6,6 Milliarden veranschlagt. Aber
auchdieseSummeausdemJahr 2016wirdmit Sicher-
heit nicht ausreichen.

In der Schweiz lassen sich die Kosten auch nach Be-
kanntgabe des konkreten Standortes kaum beziffern.
Nach einer Schätzung aus dem Jahr 2021 wird von 20
Milliarden Schweizer Franken ausgegangen. Für Kom-
pensationszahlungen an die umliegenden Gemein-
den in der Grenzregion sind 800 Millionen Franken
im Gespräch. Niedrig ist der Preis für Atomstrom nur
dann, wenn er nicht die ganze Wahrheit sagt – und
auch andere Umweltkosten, wie sie etwa beim Uran-
abbau anfallen, verschwiegen werden.

Der Abbau geht außerdemmit der Vertreibung von in-
digenen Völkern, Brandrodungen oder der Verunreini-
gung vonGrundwasser einher. SolcheUngerechtigkei-
ten gehören sowohl imglobalenSüden (Brasilienoder
Kasachstan) wie auch im globalen Norden (etwa Ka-
nada) zur Atomenergie, kommen aber in den Bilanzen
der Betreiberfirmen nicht vor.

Insgesamt 24,1 Milliarden Euro wurden von den deut-
schen AKW-Betreibern am 3. Juli 2017 auf die Kon-
ten einer öffentlich-rechtlichen Stiftung überwiesen.
Die Stiftung verwaltet den „Fonds zur Finanzierungder
kerntechnischenEntsorgung“ (KENFO). Ihr Ziel ist eine
Vervielfachung der Rücklagen innerhalb dieses Jahr-
hunderts vor demHintergrund des für 2099 angenom-
menen Preisniveaus auf insgesamt 169,8 Milliarden
Euro. Bei der Berechnung wurde von einem niedrigen
Inflationsniveau von jährlich 1,6 Prozent (!) ausgegan-
gen; derzeit liegt sie bei knapp 8 Prozent.

Jegliche finanziellenRisikenundVerantwortlichkeiten
der zentralen Zwischen- und Endlagerung sind mit
dem Fonds an die Gesellschaft übergangen; sie wur-
den vergemeinschaftet. Beim Neubauprojekt in Groß-
britannien, das immer teurer wird und dessen Fertig-
stellungdemZeitplanweit hinterherhinkt, ist dasnicht
anders: Für Hinkley Point C hat die britische Regierung
einegarantierteEinspeisevergütung fürdenerzeugten
Stromüber 35 Jahre und einen Inflationsausgleich zu-
gesagt.

Ohne staatliche Subventionen würde auf der ganzen
Welt kein einziges AKWmehr gebautwerden. VonWirt-
schaftlichkeit und einer kostengünstigen Strompro-
duktion kann nicht die Rede sein. Schließlich lässt
sich Atomstromnicht CO2-frei erzeugen. Sicher, Atom-
strom emittiert in der Erzeugung zwar im Vergleich zu
Kohle- oder Gaskraftwerken weniger CO2, aber klima-
freundlich ist er deshalb noch lange nicht. Die klima-
schädlichenEmissionenentstehenbesonders vor und
nach der Stromerzeugung, etwa beim Kraftwerksbau
sowie beim Rückbau, den umfangreichen Baumaß-
nahmen zur Zwischen- und Endlagerung sowie beim
Transport der radioaktiven Abfälle.

Kommen wir zum Kernargument für den Streckbe-
trieb oder die Laufzeitverlängerung: Der Stromanteil
aus den drei laufenden AKW betrug im 1. Quartal
2022 nur noch rund 6 Prozent an der Stromerzeugung
in Deutschland. Für die Wärmeversorgung der Haus-
halte, die mit Gas oder Öl heizen, bringt das nicht
viel. Der Bundesverband der Energie- undWasserwirt-
schaft BDEW schätzte das Potenzial der AKW, Gas-
kraftwerke in der Stromproduktion zu ersetzen, auf
runddrei TWh, das entspricht 0,6 Prozent des Gesamt-
verbrauchs im Jahr 2020/21. Nach dem sogenannten
Zweiten Stresstest liegt die Einsparung bei Gas nur im
Promillebereich.

Warumalso dieser Hype pro Atomenergie, der sich ge-
gen den Ausstiegsbeschluss wendet, der nach jahr-
zehntelangen gesellschaftlichen Auseinandersetzun-
gen2011gefasstwurdeunddieTransformation in eine
sichere und nachhaltige Energieversorgung einleiten
sollte? Es handelt sich um das letzte Aufbäumen einer
alten Denkschule, in der zentralistische Versorgungs-
systeme und insbesondere die Atomenergie langfris-
tig gerettet werden sollen. In der Krise wird die Chan-
ce dafür gesehen. Von den verbliebenen Atomkraft-
lobbyisten wird dazu aufgerufen, alte Grabenkämpfe
zu überwinden und für einen größeren Realitätsbezug
plädiert.

Dagegen haben die Atomkraftgegner jahrzehnte-
lang auf die Gefahren der Hochrisikotechnologie in
Friedens- (vermeintlich zivile Nutzung), wie in Kriegs-
zeiten (Atombombe) hingewiesen. Wir wären, hätte
die Vernunft in den 1970/80er-Jahren gesiegt, heute in
einer völlig anderen Situation. Damals wurde der pro-
fitable, aber höchst riskante „harte“Wegdes Zentralis-
mus in der Energieversorgung gewählt, während Zu-
kunftsforscher wie Robert Jungk bereits damals ein-
dringlich auf den „sanften Weg“ (1980) hinwiesen: die
größtmögliche und dezentrale Nutzung unerschöpfli-
cher Energiequellenwie Solarenergie,Wind- undWas-
serkraft oder Geothermie.
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Vor allem junge Menschen sehen heute, dass dies ei-
ne Fehlentscheidung war. Aufgrund der Erfahrungen
des Krieges, der die europäische Energiewirtschaft vor
immense Herausforderungen stellt, und der techni-
schen Möglichkeiten, die heute bestehen, muss dage-
gendie Energiewende vorangebrachtwerden. Das Pri-
mat der Energieunabhängigkeit und der Zukunftsfä-
higkeit müssen neben allen Maßnahmen zur Gewähr-
leistung der Versorgungssicherheit im Vordergrund
stehen.

Für den Übergang ins Zeitalter der erneuerbaren En-
ergien sind AKW – gerade in Kriegszeiten und auch
bei möglichen Versorgungsengpässen in Deutschland
– im Wärmebereich völlig irrelevant. Je früher der
Ausstieg erfolgt, desto weniger Aufgaben, Risiken und
Kosten werden an nachfolgende Generationen über-

antwortet. Im Ausbau der erneuerbaren Energien liegt
der Kern der Zeitenwende, nicht im Fortschreiben von
Problemen, die ungesagt bleiben.

Achim Brunnengräber ist Privatdozent am Fachbe-
reich Politik und Sozialwissenschaften der FU Berlin
und leitet am Forschungszentrum für Nachhaltigkeit
ein Teilprojekt des Forschungsverbundes TRANSENS
– Transdisziplinäre Forschung zur Entsorgung hochra-
dioaktiver Abfälle in Deutschland.

Das ist ein Beitrag, der im Rahmen unserer Open-
Source-Initiative eingereicht wurde. Mit Open Source
gibt der Berliner Verlag freien Autorinnen und Auto-
ren sowie jedem Interessierten die Möglichkeit, Tex-
temit inhaltlicher Relevanz undprofessionellenQuali-
tätsstandards anzubieten. Ausgewählte Beiträge wer-
den veröffentlicht und honoriert.
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Nord-Stream-Röhren für immer zerstört?

Russlandweist Verantwortung für Schäden von sich und drohtmit Gas-Lieferstopp durch die
Ukraine

Berlin -Deutsche Sicherheitsbehörden fürchten, dass
die beiden Röhren der Ostseepipeline Nord Stream 1
nach den Sabotageakten für immer unbrauchbar sein
könnten. Das erfuhr der Tagesspiegel aus Regierungs-
kreisen. Wenn sie nicht schnell repariert würden, wer-
de sehr viel Salzwasser eindringen und die Pipelines
korrodieren – bisher ist so eine Reparatur nicht abseh-
bar. Inzwischen hat sich der Krisenstab des Auswärti-
gen Amtes des Vorfalls angenommen, mehrere Bun-
desministerien unddasKanzleramtberatenüber Kon-
sequenzen.

Wie die EU-Kommission und die Nato gehen auch
deutsche Sicherheitsbehörden und der Auslandsge-
heimdienst BND von einem Sabotageakt aus. Eine
Theorie ist, dass Sprengstoff an den beiden Nord-
Stream-1-Röhren und einer der zwei Röhren der
noch nicht in Betrieb genommen Pipeline Nord
Stream 2 angebracht worden sein könnten. Auf
mögliche Sprengungen deutet nach Tagesspiegel-
Informationen hin, dass die Lecks enorm groß sind,
zudem gibt es eine deutliche Distanz zwischen den
drei Orten, an denen die Lecks entstanden sind.

In der Ukraine gab es Vorwürfe, Russland habe die
Pipelines gezielt sabotiert, um die Energiekrise in Eu-
ropa zu verschärfen und Panik vor dem Winter auszu-
lösen. Dieswies die russische Regierung zurück. „Es ist
ziemlich vorhersehbar und vorhersehbar dumm und
absurd, solche Annahmen zu treffen“, sagte Kreml-
sprecher Dmitri Peskow laut Interfax. Peskow forderte
zur Aufklärungder Vorfälle eineBeteiligungRusslands.

Zugleich droht der russische Staatskonzern Gazprom
mit einem Gas-Lieferstopp durch die Ukraine. Gaz-
prom pumpt im Zuge des russischen Kriegs gegen die
Ukraine seit Mai weniger Gas durch das angegriffene
Land. Beide Seitenmachen sich gegenseitig für die ge-
ringeren Mengen verantwortlich.

Die EU-Kommission hat amMittwoch einen Vorschlag
für ein weiteres Sanktionspaket gegen Russland vor-
gelegt. Das Paket enthalte unter anderem die Rechts-
grundlage für einen Preisdeckel für Ölimporte aus
Russland sowie weitere Importbeschränkungen im
Wert von sieben Milliarden Euro, sagte Kommissions-
chefin Ursula von der Leyen. Nun müssen die EU-
Staaten darüber beraten.

ZURÜCK ZUM INHALT 8
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Kommt der Atomausstieg jetzt doch viel später?

Wirtschaftsminister Robert Habeck bereitet einen Weiterbetrieb der zwei süddeutschen Atommeiler
vor – aktuell bis April. Die FDP aber will mehr. Doch würdedas überhaupt gehen?
Die Schritte sind klein, doch Robert Habeck bewegt
sich. Schloss der Bundeswirtschaftsminister vor eini-
gen Monaten einen Weiterbetrieb der verbliebenen
deutschen Atomkraftwerke (AKW) über das Jahresen-
de hinaus aus, verlegte er kürzlich zwei der drei noch
laufenden Meiler in eine Einsatzreserve. Am Dienstag-
abend machte Habeck den nächsten Schritt: Er halte
es für wahrscheinlich, dass die Reserve auch genutzt
werde, die Meiler Isar 2 und Neckarwestheim zumin-
dest für gut vier Monate über den bislang geplanten
Zeitpunkt des Atomausstiegs hinaus laufen zu lassen.

Es drängt sich die Frage auf: War das nun der letzte
Schritt? Wenn es nach der FDP geht, war er es nicht.
Die Liberalenmachen seitWochenDruck auf denWirt-
schaftsminister, die AKWsmindestens bis 2024 zu nut-
zen und dabei auch das niedersächsische Kraftwerk
Emsland einzubeziehen.

Das will Habeck weiterhin wie geplant zum Jahresen-
de vomNetz nehmen. Und auch bei Isar 2 undNeckar-
westheim soll spätestens Mitte April definitiv Schluss
sein, wie er am Dienstag erneut bekräftigte.

Doch die Liberalen machen weiter Druck, was den
Koalitionskrach mit den Grünen verschärfen dürfte.
Am Mittwoch schaltete sich das FDP-Präsidium zu ei-
ner Sonderschalte zusammen, um über die Energie-
krise zu beraten, dabei ging es auch um Habecks Ent-
scheidung. „Der Weiterbetrieb der Kernkraftwerke ist
sicher ein Schritt für die Grünen, aber er ist zu klein,
um unsere Energieversorgung zu sichern“, sagte FDP-
Fraktionschef Christian Dürr dem Handelsblatt. Ein
begrenzter Betrieb bis April werde nicht ausreichen,
um genug Menge ins Stromnetz zu bringen und die
Preise zu senken. „Wenn wir die Laufzeit der Koh-
lekraftwerke nun bis Frühjahr 2024 ausweiten, sollte
gleiches für die Kernkraftwerke gelten“, forderte Dürr.

Zügige Entscheidung

Bei der Frage nach einem Weiterbetrieb der AKWs bis
2024 geht es nicht nur umein Jahrmehr oderweniger.
Die geplante viermonatige Verlängerung für Isar 2 und
Neckarwestheim wäre bloß ein so genannter Streck-
betrieb: Die vorhandenen Brennstäbe werden einfach
länger genutzt. Wer die Laufzeit darüber hinaus ver-
längern will, muss wohl neue Brennstäbe besorgen.
Genau das fordern die Liberalen. „Wir brauchen neue
Brennstäbe und diese Entscheidung sollte zügig fal-
len“, sagte Dürr.

Genau das werde kaum funktionieren, heißt es im
Wirtschaftsministerium. Erstens sei das Angebot an
Brennstäben zu gering, weil ein Großteil der Herstel-
lung in russischer Hand liege, die Konkurrenz am rest-
lichen Weltmarkt entsprechend groß und die deut-
schen Betreiber viel zu spät dran seien. Wichtiges Ar-
gument ist aus Habecks Sicht zudem, dass ein länge-
rer Weiterbetrieb der AKWs überhaupt nicht helfe. Der
Wirtschaftsminister argumentiert, dass es bei dembe-
grenzten Weiterbetrieb bloß darum gehe, das Strom-
netz zu stabilisieren.

Deshalb will er auch nur auf die süddeutschen Mei-
ler setzen und nicht auf Emsland. Im Süden gibt es
kaum alternative Energieerzeugung, und viel Strom
fließt aktuell nach Frankreich ab, weil das Nachbar-
land große Probleme mit den eigenen Atommeilern
hat. Tatsächlich hat Atomkraft im August nur sieben
Prozent zur Stromerzeugung in Deutschland beige-
tragen. Auch ein längerfristiger Weiterbetrieb würde
kaum beim Gassparen helfen, erklärte Habeck am
Dienstag.

Die FDP aber findet, dass Habeck den Effekt kleinrede,
vor allem mit Blick auf den Strompreis. Der Weiterbe-
trieb der drei Atomkraftwerke würde „nicht nur phy-
sikalisch die Netze stabilisieren, sondern durch mehr
Angebot auf den Strombörsen auch ein willkomme-
nes Preissignal senden“, sagt FDP-Chef und Finanzmi-
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nister Christian Lindner regelmäßig.

Wenn die Bundesregierung nun an einem Gaspreis-
und Strompreisdeckel arbeitet, dann gehört aus Sicht
der Liberalen auch dazu, mit allen Möglichkeiten das
Energieangebot zu erhöhen. Möglicherweise wird sich
auch die von der Bundesregierung eingesetzte Exper-
tenkommission, die über einen Gaspreisdeckel berät,
dafür aussprechen. Die Liberalen wollen mit Blick auf
den Strompreis auch einen Weiterbetrieb des AKW
Emsland.

FDP-Fraktionschef Dürr sagte, er rat „dringend“ da-
zu, auch den Meiler im niedersächsischen Emsland
am Netz zu lassen. „Eines der sichersten und funkti-
onsfähigsten Kernkraftwerke der Welt abzuschalten,
hielte ich für falsch“, sagte Dürr. Auch Wolfgang Stei-
ger, Generalsekretär des CDU-Wirtschaftsrates, sagt:
„Es ist zwingend, dass der Weiterbetrieb des Meilers
Emsland kurz nach der Landtagswahl in Niedersach-
sen bekannt gegeben wird.“ Dass das nötig sei, wis-
se Habeck doch längst, auch wegen der Stromprei-
se. Für viele Grüne hält das Argument Strompreis aber
schon rechtlich nicht. Im Gesetz verankerte Kriterien
für die Entscheidung über Atomreaktoren seien nur
die Betriebs- und die Versorgungssicherheit, nicht die

Strompreise.

Dennoch ist die FDP-Führung gewillt, das Thema wei-
ter voranzutreiben. Über die Erfolgsaussichten gibt es
zwar unterschiedliche Einschätzungen. Manche Libe-
rale sagen, das Thema sei für Habeck so heikel, dass
man ihm wohl nicht noch mehr werde abverlangen
können. Der Grünen-Politiker steht in der eigenen Par-
tei arg unterDruck, schließlich sinddieGrünenausder
Anti-Atomkraft-Bewegung hervorgegangen.

Andere FDP-Vertreter halten den Schritt des Wirt-
schaftsministers von Dienstag erst recht für ein Auf-
bruchsignal in Richtungder eigenen Forderungen. Der
niedersächsische FDP-Spitzenkandidat Stefan Birkner
forderte schon die nächsten Schritte, die Habeck aus
Sicht der Liberalen gehen sollte: Er müsse jetzt Vorbe-
reitungen treffen, um bei Bedarf auch die drei zuletzt
bereits abgeschalteten AKWs wieder in Betrieb neh-
men zu können.

ZITATE FAKTENMEINUNGEN

”Der Weiterbetrieb der Kernkraftwerke ist sicher
ein Schritt für die Grünen, aber er ist zu klein, um
unsere Energieversorgung zu sichern. ” - Christi-
an Dürr, FDP-Fraktionschef
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Energiebranche: Energie-Mix - Anteil der Erzeugertechnologien an der Nettostromerzeu-
gung in Deutschland in Prozent 2022 und gesamte Nettostromerzeugung in Terawatt 2022 
(MAR / UMW / Grafik)
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